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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN

Das Berliner Bankwesen 1951 und 19521)

In den Jahren 1951 und 1952 hat sich der Geschäftsum­
fang der Westberliner Kreditinstitute außerordent­
lich stark ausgeweitet. Der Einlagenbestand ist sowohl 
im Jahre 1951 als auch im Jahre 1952 um mehr als 
300 Mill. DM gestiegen. Während es sich im Jahre 1952, 
das eine Steigerung um 311,6 Mill. DM aufweist, um 
einen echten Einlagenzuwachs handelt, war die Zunahme 
im Jahre 1951 (+ 313,6 Mill. DM) zum weitaus  größten 
Teil auf die Umbuchung von Uraltguthaben auf die drei 
Arten von Einlagenkonten zurückzuführen. Innerhalb 
der Einlagen hat eine sehr starke Verlagerung zu den 
Termin geldern stattgefunden, was namentlich für das Jahr 
1952 gilt, in dem die befristeten Gelder um 201,5 Mill. DM 
zugenommen haben, d. h. beinahe um den doppelten 
Betrag wie täglich fällige Gelder und Spareinlagen zusam­
men. Ein verhältnismäßig großer Teil von den Termin­
einlagen besteht allerdings aus Geldern öffentlich­rechtli­
cher Körperschaften.

1) Die Ausführungen bilden eine Ergänzung zu der s. Zt. 
von Dr. Fritz Federau gegebenen Darstellung „Das Berli­
ner Bankwesen 1945/50“; Schriftenreihe des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung, Sonderheft N. F. Nr. 11, 
Berlin, 1951.

Aus dem Wochenbericht Nr. 14 vom 2. April 1953

© DIW Berlin 1953
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Das 9-Euro-Ticket hat die Mobilität in der Freizeit stärker verändert als auf dem Weg zur Arbeit – Vor allem junge 
Leute und Menschen mit niedrigem Einkommen kauften das subventionierte Ticket

 























 






















































MEDIATHEK

Audio-Interview mit Dennis Gaus 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Um die Menschen in ihrer Alltagsmobilität von öffentlichen Verkehrsmitteln zu über­

zeugen, ist neben dauerhaft günstigen Tickets in der Stadt und auf dem Land, am 

Wochenende und zu den Tagesrandzeiten ein zuverlässiges und gut verknüpftes  Angebot 

im öffentlichen Nahverkehr nötig.“  

— Dennis Gaus —

AUF EINEN BLICK

9-Euro-Ticket: Niedrigere Preise allein 
stärken Alltagsmobilität mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln nicht
Von Dennis Gaus, Neil Murray und Heike Link

• Studie untersucht Kauf- und Nutzungsverhalten sowie verkehrliche Auswirkungen des 9-Euro-
Tickets von Juni bis August 2022

• In einem Kooperationsprojekt wurden Tracking- und Befragungsdaten einer bundesweit 
repräsentativen Stichprobe kombiniert und empirisch analysiert

• Ergebnisse zeigen, dass insbesondere junge Menschen und Haushalte mit geringem Einkommen 
ein 9-Euro-Ticket nutzten

• 9-Euro-Ticket wurde vor allem im Ausflugs- und Freizeitverkehr genutzt, hatte aber kaum 
Auswirkungen auf die Alltagsmobilität

• Neben günstigen Tickets sollte das Angebot im öffentlichen Personennahverkehr ausgeweitet 
werden, um die Akzeptanz von Bussen und Bahnen zu steigern

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Mit dem 9-Euro-Ticket wollte die Bundesregierung im Som-

mer 2022 die Menschen einerseits finanziell von den stark 

gestiegenen Energiepreisen entlasten und andererseits zum 

Umstieg auf den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 

motivieren. Um die Auswirkungen des deutschlandweit 

gültigen Tickets auf Mobilität und Nutzung des ÖPNV zu 

analysieren, werden in diesem Wochenbericht erstmalig die 

Bewegungsdaten eines bundesweit repräsentativen Mobili-

täts-Trackings-Panels mit Informationen aus Befragungen 

in den Gültigkeitsmonaten zusammengeführt. Die Ergebnisse 

zeigen, dass das 9-Euro-Ticket nicht zu einem Umstieg hin 

zum ÖPNV in der Alltagsmobilität führte. Stattdessen entlas-

tete das Ticket Personen finanziell, die den ÖPNV auch ohne 

das Angebot regelmäßig nutzen. Insbesondere profitierten 

Haushalte mit niedrigem Einkommen sowie junge Menschen 

unter 30 Jahren. Außerdem wurde das Ticket kurz nach seiner 

Einführung sowie kurz vor seinem Ende intensiv im Ausflugs-

verkehr genutzt. Um die Rolle des ÖPNV dauerhaft zu stärken, 

reichen günstige Ticketangebote nicht aus. Vielmehr muss 

das Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln ausgebaut und 

verbessert werden, um die Akzeptanz des ÖPNV in der Bevöl-

kerung zu steigern.

Ende März 2022 beschloss die Bundesregierung das zweite 
Energie­Entlastungspaket. Neben einem auf die Sommer­
monate Juni bis August befristeten Tankrabatt wurde für den 
gleichen Zeitraum das 9­Euro­Ticket für die Nutzung öffent­
licher Nahverkehrsmittel eingeführt. Beide Maßnahmen 
sollten die privaten Haushalte von den gestiegenen Energie­
preisen entlasten und inflationsdämpfend wirken. Zudem 
sollte die Einführung des 9­Euro­Tickets die Menschen zum 
Umstieg auf den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) 
motivieren und so die Kohlendioxid (CO2)­Emissionen im 
Verkehrssektor mindern. Das 9­Euro­Ticket konnte jeweils 
einzeln für die Monate Juni bis August erworben werden und 
erlaubte die Nutzung aller öffentlichen Verkehrsmittel mit 
Ausnahme von Fernverkehrszügen (ICE, IC/EC,  Flixtrain) 
und Fernbussen. Das verbilligte Ticket konnte auf kürzeren 
Distanzen am Wohnort und für Ausflugs­ und Urlaubsfahr­
ten mit größerer Entfernung genutzt werden. Jahreskarten 
und Abonnements sowie Schüler­ und Semestertickets galten 
automatisch als 9­Euro­Tickets.1 Der Bund zahlte den Bun­
desländern 2,5 Milliarden Euro als Ausgleich für die entstan­
denen Einnahmeverluste und Mehrkosten. ÖPNV­Anbieter 
wie Busunternehmen und der dieselbetriebene Eisenbahn­
verkehr profitierten außerdem vom Tankrabatt, für den die 
Bundesregierung 3,1 Milliarden Euro ausgab.

Angaben zu den Verkaufszahlen des 9­Euro­Tickets existie­
ren lediglich vom Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV). Demnach wurden insgesamt 52 Millionen 9­Euro­ 
Tickets verkauft. Laut Pressemeldungen des VDV verkauf­
ten die Unternehmen 21 Millionen Tickets im Juni, 17 Mil­
lionen Tickets im Juli und 14 Millionen Tickets im August. 
Außerdem erhielten rund zehn Millionen Zeitkarteninha­
ber*innen automatisch das 9­Euro­Ticket.

Neues Studiendesign erkennt Wirkungen des 
9-Euro-Tickets auf das Verkehrsverhalten

Für Deutschland existieren Erfahrungen mit der Einfüh­
rung eines kostenlosen ÖPNV in den brandenburgischen 

1 Bei diesen im Voraus bezahlten Zeitkarten wurde die Differenz zwischen dem regulären Preis 

und dem 9-Euro-Ticket im Nachhinein erstattet; die Tickets galten zwischen Juni und August auto-

matisch bundesweit im Nahverkehr.

9-Euro-Ticket: Niedrigere Preise allein 
stärken Alltagsmobilität mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln nicht
Von Dennis Gaus, Neil Murray und Heike Link

9-EURO-TICKET

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2023-14-1
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Kleinstädten Templin und Lübben, wo in den 1990er Jahren 
kostenlose Buslinien eingeführt wurden.2 Da sich infolge der 
gestiegenen Nachfrage die Kosten zur Bereitstellung zusätz­
licher Busse erhöhten, wurde das kostenlose Angebot nach 
wenigen Jahren eingestellt. Auch internationale Erfahrun­
gen bestätigen, dass Fahrgastzahlen bei kostenlosem ÖPNV 
stark ansteigen.3

Erfahrungen einer landesweiten Nutzung des öffentlichen 
Nahverkehrs zum Nulltarif oder zu symbolischen Preisen 

2 In Templin führte die Einführung des „Fahrscheinfreien Stadtbusverkehrs“ 1997 zu einem 

Fahrgastzuwachs um das Dreizehnfache. Befragungen ergaben, dass knapp die Hälfte der Befrag-

ten nun weniger zu Fuß ging oder mit dem Fahrrad fuhr; zehn bis 20 Prozent verzichteten auf 

das Auto. Vgl. Stefan Keuchel et al. (2000): Kommunaler Nutzen von ÖPNV-Angeboten am Beispiel 

fahrscheinfreier Tarif/Finanzierungskonzepte bei Stadtbusverkehren von Klein- und Mittelstädten. 

Recklinghausen.

3 In Hasselt (Belgien) verfünffachten sich infolge der Einführung eines allgemeinen Nulltarifs für 

den ÖPNV 1997 die Fahrgastzahlen. Das Projekt wurde aus Kostengründen 2013 beendet.

wie dem 9­Euro­Ticket liegen bislang nicht vor. Eine sys­
tematische bundesweite, auf einheitlich erhobenen Daten 
und wissenschaftlichen Auswertungsmethoden gestützte 
Begleitforschung zu den Wirkungen des 9­Euro­Tickets fand 
nicht statt, was sicher auch an der kurzen Zeitspanne zwi­
schen dem Beschluss der Bundesregierung und der Ein­
führung der Maßnahme lag. Es gab zwar zahlreiche Ein­
zelaktivitäten, die zumeist die sozio­ökonomischen Merk­
male der befragten Personen sowie deren Nutzungsverhalten 
inklusive gesammelter Erfahrungen untersuchten. Diese 
fokussierten allerdings überwiegend auf einzelne Bal­
lungsräume;4 bundesweite Befragungen wurden im Auf­
trag des VDV und der Deutschen Bahn sowie im Rahmen 

4 Vgl. hierzu Andreas Krämer (2022): Erste Erfahrungen mit dem 9-Euro-Ticket. Der Nahverkehr 

2022 Nr. 7+8, 21–24; Kai Dietl und Tom Reinhold (2022): Das 9-Euro-Ticket: Verkehrspolitik oder 

Sozialpolitik? Internationales Verkehrswesen (74) 4, 15–19; Florian Hagemann (2022): 9-Euro-Ticket: 

Das sind die Erkenntnisse. HNA vom 2. November 2022 (online verfügbar, abgerufen am 20. März 

2023. Dies gilt auch für alle anderen Online-Quellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt).

Kasten

Untersuchungsansatz und Datengrundlagen

Die zeitweise Einführung des 9-Euro-Tickets bietet die Möglichkeit, 

im beobachteten Verhalten der Käufer*innen die Präferenzen in 

der Wahl des Verkehrsmittels zu erfassen (sogenannte Revealed 

Preferences). Hierbei geht es um die Reaktion auf eine zweima-

lige symmetrische Preis-Intervention: zum einen eine drastische 

Preissenkung bei der Einführung am 1. Juni 2022 und zum anderen 

eine ebenso drastische Preiserhöhung am Ende des Gültigkeits-

zeitraums zum 31. August. Besondere Herausforderungen für die 

Analyse ergeben sich dabei aus mehreren, sich in ihrer Wirkung 

auf das Verkehrsverhalten überlappenden Faktoren:

• die zeitgleiche Absenkung der Energiesteuer auf Kraftstoff-

preise (Tankrabatt);

• die Gültigkeit während der Urlaubs- und Feriensaison, die zu 

Schwierigkeiten beim Vergleich mit einem Referenzzeitraum 

und mit dem Alltagsverhalten führt;

• die zeitliche Nähe zur Lockerung der Covid-19-Maßnahmen, die 

einen Vergleich des Verkehrsverhaltens mit den Vormonaten 

sowie den Vorjahresmonaten erschwert;

• die Einbeziehung des ländlichen Raums mit nur schwach aus-

gebautem ÖPNV.

Vor diesem Hintergrund wurden die Daten zum Einfluss des 

9-Euro-Tickets auf das Verkehrsverhalten und die Rolle des 

ÖPNV ausgewertet, die in einer Kooperation mit den Marktfor-

schungsinstituten GIM Gesellschaft für Innovative Marktforschung 

und intervista erhoben wurden. Hierzu wurden auf Basis des 

Geolocation- Trackings GIM Traces die Bewegungsdaten einer aus 

2 113 Personen bestehenden repräsentativen Stichprobe der Be-

völkerung Deutschlands im Zeitraum vom 1. Mai bis zum 30. Sep-

tember 2022 herangezogen.1

1 Zur umfangreichen Kontrolle, Säuberung und Aufarbeitung der erfassten Rohdaten dieses 

 Datensatzes sowie deskriptiven Analysen wird beim DIW zeitnah ein Diskussionspapier veröffent-

licht werden.

Den gemessenen Informationen zu Standort und Uhrzeit wurden 

von intervista Daten zum genutzten Verkehrsmittel und Wege-

zweck hinzugefügt. Intervista nutzt hierfür ein für das schweize-

rische Verkehrsverhalten etabliertes und erstmalig auf Deutsch-

land angewandtes Modell, das auf Haltestellen-, Straßen- und 

Geschwindigkeitsinformationen sowie dem personenspezifischen 

Wegeverhalten beruht. Die Personen dieser Stichprobe wurden 

außerdem im Rahmen von drei Umfragewellen Ende Juni, Ende 

Juli und Ende August über eine von der Marktforschungsgesell-

schaft GIM Gesellschaft für Innovative Marktforschung durch-

geführte Online-Befragung zu ihrem Verkehrsverhalten befragt, 

wobei 1 233 Personen an allen drei Befragungen teilnahmen. Hier-

bei wurden einerseits persönliche Charakteristika wie Alter, Ge-

schlecht und Erwerbsstatus und andererseits Verkehrsvariablen 

wie das Vorhandensein eines Autos, die Verfügbarkeit des ÖPNV 

in Wohnortnähe, die Häufigkeit der Nutzung einzelner Verkehrs-

mittel und der Besitz von Zeit- oder Rabattkarten für den ÖPNV, 

darunter des 9-Euro-Tickets, erhoben. Außerdem wurden zum 

Schluss des Angebotszeitraums die während der Ticketnutzung 

gesammelten Erfahrungen bei der Nutzung des ÖPNV inklusive 

der Zahlungsbereitschaft für ein Nachfolgeticket abgefragt.

Das Durchschnittsalter der Personen im genutzten Datensatz 

beträgt knapp 48 Jahre, wobei die Stichprobe zu 45 Prozent aus 

Frauen und zu 55 Prozent aus Männern besteht. Ein Vergleich 

mit der amtlichen Statistik zeigt, dass die Stichprobe damit eine 

leichte Überrepräsentation von Männern im Alter über 45 auf-

weist. 26 Prozent der Personen geben ein monatliches Netto- 

Haushaltseinkommen von über 4 000 Euro an. 55 Prozent der 

Stichprobe sind in Vollzeit tätig, 16 Prozent arbeiten in Teilzeit, 

17 Prozent befinden sich im Ruhestand und zwölf Prozent geben 

an, Schüler*innen, Studierende, in Ausbildung oder nicht beschäf-

tigt zu sein.

https://www.hna.de/kassel/dauerbrenner-eine-frage-des-preises-91889016.html


166 DIW Wochenbericht Nr. 14+15/2023

9-EURO-TICKET

der Corona­Mobilitätserhebung des Deutschen Zentrums 
für Luft­ und Raumfahrt (DLR) durchgeführt.5 Lediglich zwei 
Projekte verfolgten den Ansatz, über Mobilfunkdaten Infor­
mationen über das tatsächliche Verkehrsverhalten zu beob­
achten: Das Statistische Bundesamt wertete in Zusammen­
arbeit mit dem Schweizer Datenanalysten Teralytics anony­
misierte Bewegungsdaten des Mobilfunkanbieters Telefonica 
aus; die Technische Universität München kombinierte Tra­
cking­Daten mit den Ergebnissen aus drei Befragungswel­
len für den Ballungsraum München.

Die am DIW Berlin in Zusammenarbeit mit den Mei­
nungsforschungsinstituten GIM Gesellschaft für Innova­
tive Marktforschung und intervista durchgeführte Studie 
schließt sich diesem Ansatz an (Kasten): Für eine Stichprobe 
von rund 2 100 Teilnehmenden eines Online­Panels wurden 

5 Vgl. VDV/DB (2022): Bilanz zum 9-Euro-Ticket (online verfügbar); DLR (2022): Hintergrund-

papier 6. DLR-Erhebung zu Mobilität & Corona, 9-Euro-Ticket und Senkungen der Kraftstoffpreise 

(online verfügbar); Mark Andor et al. (2022): Kostenloser ÖPNV – Akzeptanz in der Bevölkerung 

und mögliche Auswirkungen auf das Mobilitätsverhalten. RWI Materialien No. 137 (online verfüg-

bar); Pressemitteilung von Destatis vom 8. September 2022: Nach Ende des 9-Euro-Tickets: Bahn-

reisen zurück auf Vorkrisenniveau (online verfügbar).

Tracking­Daten genutzt, anhand derer die zurückgelegten 
Wege inklusive Fahrtzweck und Verkehrsmittel abgeleitet 
werden konnten. Zusätzlich wurden in drei Befragungen für 
jeden der drei Gültigkeitsmonate sozio­ökonomische Merk­
male der getrackten Personen sowie Nutzung und Verfügbar­
keit verschiedener Verkehrsmittel abgefragt. Durch die Kom­
bination von Wege­ und Befragungsdaten können sowohl 
Veränderungen im Verkehrsverhalten analysiert, als auch 
die Käufergruppen des 9­Euro­Tickets untersucht werden.

Junge Leute und Menschen mit geringem 
Einkommen kauften das 9-Euro-Ticket

In den drei Monaten Juni bis August kauften zwischen 40 
und 42 Prozent der Befragten ein 9­Euro­Ticket. Zeitkar­
ten, also Jahreskarten und Abos sowie Schüler­ und Semes­
tertickets, wurden hierbei und in allen folgenden Angaben 
herausgerechnet. Damit ergibt sich im Gegensatz zu den 
Angaben des VDV ein über die Sommermonate gleichblei­
bender Anteil. Zusätzlich zu den Personen, die das Ticket 
explizit kauften, verfügten in den drei Monaten zwischen 16 
und 17 Prozent der Stichprobe über eine als 9­Euro­Ticket 

Abbildung 2

Kaufentscheidung für das 9-Euro-Ticket nach 
Einkommensgruppen zwischen Juni und August 2022
In Prozent nach monatlichem Haushaltsnetto-Einkommen

 





































         














































Quelle: Eigene Berechnungen, GIM Gesellschaft für Innovative Marktforschung, intervista.

© DIW Berlin 2023

Vor allem Menschen mit geringem Einkommen entschieden sich für ein  
9-Euro-Ticket.

Abbildung 1

Kaufentscheidung für das 9-Euro-Ticket nach Altersgruppen 
zwischen Juni und August 2022
In Prozent

 



























































         







































Quelle: Eigene Berechnungen, GIM Gesellschaft für Innovative Marktforschung, intervista.

© DIW Berlin 2023

Auffallend viele jüngere Menschen kauften 9-Euro-Tickets, im Juli 2022 besaßen 
59 Prozent der unter 30-Jährigen eines der subventionierten Tickets.

https://www.vdv.de/bilanz-9-euro-ticket.aspx
https://www.dlr.de/content/de/downloads/2022/dlr-studie-mobilitaet-in-krisenzeiten-9-euro-ticket.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.rwi-essen.de/publikationen/wissenschaftlich/rwi-materialien/detail/kostenloser-oepnv-akzeptanz-in-der-bevoelkerung-und-4079
https://www.rwi-essen.de/publikationen/wissenschaftlich/rwi-materialien/detail/kostenloser-oepnv-akzeptanz-in-der-bevoelkerung-und-4079
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/09/PD22_377_12.html
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gültige Zeitkarte. Beim Besitz des 9­Euro­Tickets zeigen sich 
deutliche Unterschiede in Bezug auf Alter, Einkommen und 
Erwerbsbeteiligung sowie zwischen städtischen und länd­
lichen Gebieten: So kauften in jedem der drei Monate zwi­
schen 55 und 59 Prozent der unter 30­Jährigen das Ticket, 
während der Anteil in allen anderen Altersgruppen mit maxi­
mal 44 Prozent deutlich geringer war (Abbildung 1).

Hinsichtlich des Einkommens fällt auf, dass sich insbe­
sondere Personen mit einem monatlichen Netto­Haus­
haltseinkommen von unter 1 000 Euro für den Ticketkauf 
entschieden: In dieser Gruppe besaßen im Juni 62 Prozent 
ein 9­Euro­Ticket, während dies nur für 40 Prozent der Per­
sonen mit einem höheren Einkommen der Fall war (Abbil­
dung 2). Diese Anteile blieben mit leichten Verschiebungen 
auch im Juli und August stabil, allerdings kauften im August 
nur noch 57 Prozent der Personen mit einem monatlichen 
Netto­Haushaltseinkommen von unter 1 000 Euro das Ticket.

Weiterhin ergibt sich aus der Auswertung, dass der Anteil 
an Personen mit 9­Euro­Ticket insbesondere unter den Men­
schen in Ausbildung (also in Schule, Studium, Berufsaus­
bildung, Umschulung) sowie Arbeitslosen hoch war (Abbil­
dung 3): Während der drei Gültigkeitsmonate entschieden 
sich jeweils 57 Prozent der befragten Personen in Ausbil­
dung zum Ticketkauf, bei den Arbeitslosen stieg der Anteil 
von 56 Prozent im Juni auf 64 Prozent im Juli und 62 Pro­
zent im August.

Außerdem zeigt sich ein deutliches Stadt­Land­Gefälle: 
Knapp die Hälfte der Personen aus überwiegend städtischen 
Gebieten erwarb das 9­Euro­Ticket, während dies auf ledig­
lich ein Drittel der im ländlichen Raum wohnhaften Perso­
nen zutraf. Wenig überraschend ist, dass dabei die Verfüg­
barkeit des ÖPNV wesentlich ist. So gaben 87 Prozent der 
Befragten ohne Busse, Bahnen und andere öffentliche Ver­
kehrsmittel in erreichbarer Nähe an, das 9­Euro­Ticket im 
Juni nicht erworben zu haben, wobei dieser Anteil im August 
leicht auf 83 Prozent sank. Allerdings bedeutet dies umge­
kehrt, dass sich im Juni immerhin 13 Prozent und im August 
sogar 17 Prozent dieser Personen für den Kauf entschieden, 
vermutlich aufgrund von Ausflugs­ oder Urlaubsaktivitäten 
innerhalb von Regionen mit öffentlichen Verkehrsmitteln.

Für die erhoffte Umstiegswirkung vom Auto auf Busse und 
Bahnen ist zudem relevant, dass über den gesamten Zeit­
raum betrachtet mehr als ein Drittel der Personen, die ein 
Auto besitzen, das 9­Euro­Ticket erwarb und damit die Nut­
zung des ÖPNV zumindest beabsichtigte. Allerdings sind 
dies nicht zwangsläufig Personen, die den ÖPNV zuvor nicht 
nutzten.

Für das nunmehr beschlossene Nachfolgeticket zum Preis 
von 49 Euro (sogenanntes Deutschland­Ticket) ist die Zah­
lungsbereitschaft von Interesse. In diesem Kontext wurde in 
der abschließenden Umfrage im August die Frage gestellt, 
wie viel die Befragten für ein zukünftiges, im Leistungsum­
fang dem 9­Euro­Ticket entsprechendes ÖPNV­Ticket bezah­
len würden. Mit einem Median von 29 Euro liegt der Großteil 

der Antworten deutlich unter 50 Euro, sodass das Deutsch­
land­Ticket im Hinblick auf die geäußerte Zahlungsbereit­
schaft als zu teuer empfunden werden dürfte.6

9-Euro-Ticket hat Umstieg auf Busse und Bahnen 
nicht nachhaltig befördert

Aus den ausgewerteten Bewegungsdaten geht hervor, dass 
die Entwicklung der Verkehrsleistung (also die insgesamt 
zurückgelegte Wegstrecke gemessen in Personenkilome­
tern) des öffentlichen Personenverkehrs (ÖPV)7 von einer 
 schwachen Himmelfahrtswoche (23. Mai) sowie zwei durch 
das 9­Euro­Ticket begründete Wellenbewegungen gekenn­
zeichnet war (Abbildung 4). Die Gesamtverkehrsleistung 

6 Auch Andor et al. (2022), a. a. O. berichten, dass gut die Hälfte der Befragten weiterhin neun 

Euro für ein Nachfolgeticket zahlen würde und gut ein Viertel einen Preis von 29 Euro für ange-

messen hält. In der Panel-Befragung zur Corona-Mobilität des DLR (2022), a. a. O., gaben zwischen 

41 Prozent und 46 Prozent der Befragten an, dass sie den ÖPNV nur während des Aktionszeit-

raums nutzen und nicht bereit sind, anschließend den vollen Ticketpreis zu zahlen.

7 Da die Daten keine klare Trennung von ÖPNV und öffentlichem Personenfernverkehr (ÖPFV) 

zulassen, beziehen sich die Angaben in diesem Abschnitt auf den gesamten öffentlichen Personen-

verkehr (ÖPV).

Abbildung 3

Kaufentscheidung für ein 9-Euro-Ticket nach Beschäftigungs-
status zwischen Juni und August 2022
Anteil in Prozent

 











































         





































Quelle: Eigene Berechnungen, GIM Gesellschaft für Innovative Marktforschung, intervista.

© DIW Berlin 2023

Vor allem Arbeitslose und Menschen in Ausbildung erwarben ein 9-Euro-Ticket.
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nach wenigen Wochen nicht mehr in einer höheren Nut­
zung des ÖPV wider. Erst Ende August, also in den letz­
ten Wochen der Verfügbarkeit des 9­Euro­Tickets, stieg die 
Verkehrsleistung des ÖPV noch einmal temporär an. Eine 
Änderung des Mobilitätsverhaltens über den Zeitraum des 
9­Euro­Tickets hinaus ist nicht zu beob achten.

Diese Beobachtung spiegelt sich auch im Anteil des ÖPV am 
Gesamtverkehr wider (Abbildung 4): Während dieser außer­
halb des Zeitraums des 9­Euro­Tickets bei 10,8 Prozent lag, 
stieg er im Juni auf 13,2 Prozent an, bevor er in den Folge­
monaten mit 10,7 Prozent (Juli) und 11,2 Prozent (August) 
auf Werte leicht über dem langfristigen Durchschnitt fiel. 
Auch hier wird deutlich, dass die mit dem 9­Euro­Ticket ein­
getretene positive Entwicklung der ÖPV­Nutzung weder im 
Angebotszeitraum noch darüber hinaus anhielt.

Nutzung des 9-Euro-Tickets insbesondere im 
Ausflugsverkehr

Aus einer weitergehenden Analyse ergibt sich, dass das 
9­Euro­Ticket insbesondere für Ausflugsfahrten mit öffent­
lichen Verkehrsmitteln genutzt wurde. So zeigen die Daten 
einen deutlichen Anstieg der durchschnittlichen Wegelänge 

(also die Verkehrsleistung aller Verkehrsmittel)8 wies hin­
gegen Ende Juni einen Rückgang um etwa zehn Prozent 
auf, der auf die beginnenden Sommerferien und die damit 
einhergehende Abnahme von Arbeitswegen zurückzufüh­
ren sein dürfte.

Während die Gesamtverkehrsleistung in der Himmelfahrts­
woche annähernd auf dem Niveau der Vorwoche lag, wur­
den im ÖPV fast 25 Prozent weniger Personenkilometer 
zurückgelegt. Dies zeigt, dass es dem ÖPV vor Einführung 
des 9­Euro­Tickets nicht gelang, als attraktive Verkehrsalter­
native für Ausflüge wahrgenommen zu werden. Mit dem 
Beginn der Gültigkeit des 9­Euro­Tickets am 1. Juni stieg 
die Verkehrsleistung des ÖPV drastisch an: Im Zeitraum 
6.–26. Juni wurden jede Woche zwischen zehn Prozent und 
22 Prozent mehr Personenkilometer im ÖPV zurückgelegt 
als Mitte Mai. Bereits mit dem Beginn der Sommerferien 
wurden allerdings nur noch zwischen 78 und 87 Prozent 
der Verkehrsleistung von Mitte Mai erreicht. Die anfängli­
che Begeisterung für das 9­Euro­Ticket spiegelte sich schon 

8 Die Angaben „alle Verkehrsmittel“ und „Gesamtverkehr“ beinhalten alle Wege, die zu Fuß, 

mit dem Fahrrad, mit dem Auto, mit dem ÖPV oder mit dem Flugzeug zurückgelegt wurden. Alle 

 Angaben beziehen sich ausschließlich auf den Personenverkehr.

Abbildung 4

Entwicklung der zurückgelegten Distanz je Woche und Anteil des öffentlichen Personenverkehrs
Distanz indexiert (erste Maiwoche = 100, linke Achse), Anteil am Gesamtverkehr in Prozent (rechte Achse)

 



















                  











 

Quelle: Eigene Berechnungen, GIM Gesellschaft für Innovative Marktforschung, intervista.

© DIW Berlin 2023

Die zurückgelegte Wegstrecke im öffentlichen Personenverkehr zeigt ein schwaches Himmelfahrtswochende am 23. Mai und zwei Wellen wegen des 9-Euro-Tickets. 
Ende Juni ging die Gesamtverkehrsleistung wegen Sommerferien und weniger Fahrten zur Arbeit zurück.
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mit Bussen und Bahnen Anfang Juni. Dieser Anstieg hielt 
über den gesamten Zeitraum des 9­Euro­Ticket­Verkaufs an 
und fiel erst mit dem Auslaufen des Angebots wieder auf das 
Niveau von Mai (Abbildung 5). In relativen Zahlen lag die 
durchschnittliche Wegelänge von Fahrten mit dem ÖPV im 
Mai und September etwa 28 Prozent über der Durchschnitts­
länge aller Wege; im Gültigkeitszeitraum des 9­Euro­Tickets 
stieg dieser Wert auf 36 Prozent an. Das 9­Euro­Ticket wurde 
somit insbesondere für längere Fahrten genutzt.

Der Anteil des ÖPV an den insgesamt zurückgelegten Perso­
nenkilometern für verschiedene Wegelängen bestätigt dies: 
Während der ÖPV­Anteil bei Strecken unter 30 Kilometern 
zwischen Mai und September nahezu konstant war, findet 
sich bei längeren Entfernungen der bereits beschriebene 
Anstieg des ÖPV­Anteils im Juni und Ende August. So zeigt 
sich bei kurzen Strecken ein leichter Anstieg von zwölf auf 
13 Prozent Anfang Juni; ab Juli fiel der Anteil jedoch auf gut 
zehn Prozent. Allerdings blieb der Anteil der Autofahrten 
am Gesamtverkehr über den Sommer hinweg nahezu kon­
stant – die Menschen gingen also zu Fuß oder fuhren mit 
dem Fahrrad, statt mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu fah­
ren. Der Anteil des ÖPV an Strecken mit einer Länge von 
mehr als 30 Kilometern stieg hingegen im Juni auf knapp 

14 Prozent, während er im Mai und September bei rund 
zehn Prozent lag.9

Wird der Anteil des ÖPV an der Gesamtverkehrsleistung 
nach Wegezwecken betrachtet (Abbildung 6), zeigt sich, 
dass der ÖPV vor Einführung des 9­Euro­Tickets häufiger 
für Arbeitswege als für andere Zwecke genutzt wurde. Der 
sonstige Verkehr nimmt jedoch mit Einführung des 9­Euro­ 
Tickets Anfang Juni deutlich zu. Der starke Rückgang des 
ÖPV­Anteils an den Arbeitswegen ab Anfang Juli ist darauf 
zurückzuführen, dass ein signifikanter Anteil der Arbeits­
wege, für die im Mai und Juni der ÖPV genutzt wurde, im 
Juli und August zu Fuß oder mit dem Fahrrad zurückgelegt 
wurden. Möglich ist, dass dies mit dem 9­Euro­Ticket und 
den dadurch sehr vollen Verkehrsmitteln im Zusammen­
hang steht. Das 9­Euro­Ticket führte aber nicht dazu, dass 
in größerem Umfang Personen auf dem Weg zur Arbeit 
zum ÖPV wechselten. Dies zeigt sich auch in der durch­
schnittlichen Länge der Wege: Die mit dem ÖPV zurückge­
legten Arbeitswege blieben im Mai (8,0 Kilometer), Juni bis 

9 Diese Beobachtung deckt sich mit den Berechnungen von Destatis (2022), a. a. O., wonach 

die im ÖPV zurückgelegten Wege mit einer Länge von mindestens 30 Kilometern mit der Einfüh-

rung des 9-Euro-Tickets um fast 50 Prozent stiegen.

Abbildung 5

Durchschnittliche Wegelänge des öffentlichen Personenverkehrs und Anteil an der Gesamtverkehrsleistung
Anteil in Prozent (linke Achse), Wegelänge in Kilometern (rechte Achse)

 































                  

 

Quelle: Eigene Berechnungen, GIM Gesellschaft für Innovative Marktforschung, intervista.

© DIW Berlin 2023

Die Wegelänge mit Bussen und Bahnen stieg Anfang Juni an, was darauf hindeutet, dass das 9-Euro-Ticket vor allem für Ausflugsfahrten genutzt wurde.
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August (8,4 Kilometer) und September (8,7 Kilometer) annä­
hernd gleich lang. Freizeitwege in öffentlichen Verkehrs­
mitteln weisen im Zeitraum des 9­Euro­Tickets hingegen 
eine durchschnittliche Distanz von 11,9 Kilometern auf und 
sind damit deutlich länger als die Vergleichswerte von Mai 
(9,4 Kilometer) und September (10,3 Kilometer). Der beob­
achtete Anstieg des ÖPV an den Gesamtkilometern im Juni 
und August ist daher fast ausschließlich auf Freizeitmobili­
tät zurückzuführen.10

Fazit: Nachhaltiger Umstieg auf öffentliche 
Verkehrsmittel erfordert mehr als günstige 
Tickets

Die wichtigste Alternative zu vielen im ÖPNV zurückge­
legten Fahrten ist nicht das Auto, sondern das Fahrrad 
oder der Gang zu Fuß. Günstige Mobilitätsangebote wie 
das 9­Euro­Ticket führen daher in der Alltagsmobilität 
nicht dazu, dass Wege mit dem ÖPNV statt mit dem Auto 

10 Dies wird auch durch andere Studien belegt: Laut DLR (2022), a. a. O. nutzten 60 Prozent der 

Befragten das 9-Euro-Ticket für Freizeitaktivitäten am Wochenende, ein Drittel für Freizeitwege in 

der Woche und 21 Prozent für Urlaubsfahrten, während lediglich 18 Prozent der Wege zur Arbeits- 

oder Ausbildungsstätte mit dem Ticket zurückgelegt wurden.

zurückgelegt werden. Dieser Effekt wird dadurch noch ver­
stärkt, dass das 9­Euro­Ticket nur temporär verfügbar war 
und damit keine langfristigen Anreize zum Umstieg auf den 
ÖPNV setzen konnte. Verbreitete Routinen spielen ebenfalls 
eine wichtige Rolle: ÖPNV­affine Menschen nutzen öffent­
liche Verkehrsmittel in ihrer Alltagsmobilität unabhängig 
von temporären Angeboten. Hingegen ist der Preis für Men­
schen, die den ÖPNV selten oder nie nutzen, meist nicht das 
entscheidende Kriterium gegen öffentliche Verkehrsmittel. 
Sie stehen dem ÖPNV oft aufgrund persönlicher Ansichten 
oder praktischer Erwägungen kritisch gegenüber und bevor­
zugen individuelle Verkehrsmittel. Zudem sieht ein erheb­
licher Anteil der Bevölkerung den ÖPNV aufgrund eines 
aus ihrer Sicht unzureichenden Angebots nicht als Alterna­
tive in ihrer Alltagsmobilität an. Ein kurzfristig verfügbares 
Angebot wie das 9­Euro­Ticket führt daher nicht zu wesentli­
chen Änderungen im Alltagsmobilitätsverhalten oder einem 
messbaren Umstieg hin zum ÖPNV.

Vor diesem Hintergrund bleibt fraglich, ob das zum 1. Mai 
2023 startende Deutschland­Ticket wirklich zu einem nen­
nenswerten Umstieg hin zum ÖPNV führen wird. Einer­
seits wird das Ticket von vielen Menschen als zu teuer 
angesehen; andererseits führt das Ticket durch niedrigere 

Abbildung 6

Anteil des öffentlichen Personenverkehrs am Gesamtverkehr nach Wegezweck
In Prozent der Gesamtverkehrsleistung je Woche

 









                  





 

Quelle: Eigene Berechnungen, GIM Gesellschaft für Innovative Marktforschung, intervista.

© DIW Berlin 2023

Das 9-Euro-Ticket führte nicht dazu, dass Menschen auf dem Weg zur Arbeit in öffentliche Verkehrsmittel wechselten.
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Fahrgeldeinnahmen dazu, dass den Anbietern weniger finan­
zielle Mittel für den Ausbau des ÖPNV verbleiben. Es sollte 
daher regelmäßig evaluiert werden, ob verkehrspolitische 
Ziele durch eine andere Nutzung der für das Deutschland­ 
Ticket verausgabten Mittel besser und schneller erreicht 
werden können.

In diesem Zusammenhang ist insbesondere im ländlichen 
Raum ein Ausbau des ÖPNV­Angebots nötig. Hierbei müs­
sen die Mobilitätsbedürfnisse der Menschen auch in den 
Tagesrandlagen und am Wochenende befriedigt werden. 

Außerdem ist eine Verknüpfung der Verkehrsträger mit 
aufeinander abgestimmten und zuverlässigen Anschlüssen 
zu gewährleisten. In städtischen Gebieten müssen sowohl 
die Qualität und Zuverlässigkeit des ÖPNV erhöht als auch 
Steuerungsinstrumente in Bezug auf andere Verkehrsmit­
tel (zum Beispiel Parkraummanagement, Abstellplätze für 
Fahrräder) betrachtet werden. Wichtig ist hierbei, Stadt und 
Umland durch eng getaktete und gut erreichbare ÖPNV­An­
gebote zu verbinden und die Kombination verschiedener 
Verkehrsmittel (beispielsweise über Park­and­Ride­Park­
plätze) zu unterstützen.

JEL: R41, R42

Keywords: 9-Euro-Ticket, Fare-free public transport, public transport usage
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Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf  
www.diw.de/interview

1. Herr Gaus, Sie haben in einem Kooperationsprojekt das 

9-Euro-Ticket unter die Lupe genommen. Was genau 

war der Fokus Ihrer Untersuchung? Wir haben in diesem 

Projekt mit GIM Gesellschaft für innovative Marktforschung 

und dem Schweizer Marktforschungsunternehmen Inter-

vista zusammengearbeitet, die uns Bewegungsdaten von 

gut 2 000 Personen, sowie Antworten aus Fragebögen zum 

9-Euro- Ticket gegeben haben. Die Bewegungsdaten haben 

wir mit den Daten aus den repräsentativen Befragungen 

kombiniert. Damit können wir untersuchen, welche Perso-

nengruppen das 9-Euro-Ticket gekauft haben und wie es 

sich auf das Verkehrsverhalten ausgewirkt hat.

2. Hat das 9-Euro-Ticket dazu geführt, dass mehr Men-

schen öffentliche Verkehrsmittel nutzen? Das 9-Euro- 

Ticket wurde von allen Personengruppen durchaus gut 

ge kauft, wenn auch in verschiedenen Personengruppen un-

terschiedlich häufig. Insgesamt sehen wir, dass sich in der 

Nutzung des ÖPNV, insbesondere auf dem Weg zur Arbeit 

und auf kurzen Alltagswegen, relativ wenig geändert hat. 

In der Ausflugsmobilität, also über längere Distanzen, be-

obachten wir gerade am Anfang des 9-Euro-Tickets im Juni 

und zum Schluss Ende August einen deutlichen Anstieg in 

den im Öffentlichen Nahverkehr zurückgelegten Wegen. In 

der Alltagsmobilität, also auf den kurzen Strecken, sehen wir 

über die gesamte Zeitspanne relativ wenig Bewegung. Das 

heißt, die Personen, die ihre Alltagswege üblicherweise mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln zurücklegen, haben das auch in 

der Zeit des 9-Euro-Tickets getan. Es sind aber nur wenige 

Leute auf den ÖPNV umgestiegen.

3. Inwieweit wurde dann überhaupt das erreicht, was man 

mit dem 9-Euro-Ticket bewirken wollte? Das Hauptziel, 

die Menschen von den stark gestiegenen Energiepreisen in 

der Folge des Ukrainekriegs zu entlasten und die   Inflation 

bei den Energiepreisen zu dämpfen, wurde auf jeden Fall er-

reicht. Die Personen, die den ÖPNV üblicherweise viel 

nutzen, haben natürlich im Sommer 2022 mit dem 9-Euro- 

Ticket weniger zahlen müssen. Die außerdem formulierten 

Umweltziele, die Stärkung des Öffentlichen Personennah-

verkehrs und der Umstieg vom Auto auf den ÖPNV wurden 

nicht erreicht. 

4. Wer profitierte finanziell am meisten vom 9-Euro-Ticket? 

Die Gruppen, die mit Abstand am häufigsten das 9-Euro- 

Ticket gekauft haben, sind einerseits junge Menschen unter 

30 Jahren und andererseits Haushalte mit einem geringen 

monatlichen Nettoeinkommen von unter 1 000 Euro. 

5. Das Nachfolgeticket soll 49 Euro kosten. Wie schätzen 

Sie die Zahlungsbereitschaft ein? Ende August 2022, also 

mit dem Auslaufen des 9-Euro-Tickets, haben wir abgefragt, 

wie viel die Leute für ein Nachfolgeticket bezahlen würden. 

Der Median der Antworten lag bei 29 Euro. Das heißt, ein 

Großteil der Menschen hat zumindest damals angegeben, 

ein Ticket für 49 Euro nicht kaufen zu wollen. Insofern ist es 

schwierig zu sagen, ob das 49-Euro-Ticket tatsächlich dazu 

beitragen kann, dass mehr Menschen dauerhaft vom Auto 

auf den ÖPNV umsteigen.

6. Was müsste getan werden, um die Rolle des ÖPNV in der 

Alltagsmobilität zu stärken? Wir sehen hier deutlich, dass 

der Preis nur eine Komponente ist, die einen Effekt auf die 

Attraktivität des ÖPNV hat. Neben dem Preis ist ganz grund-

sätzlich ein zuverlässiges ÖPNV-Angebot wichtig. Es muss 

möglich sein, in einem vorher geplanten Zeitrahmen sein 

Ziel zu erreichen. Dazu kommt, dass gerade auf dem Land 

relativ viele Menschen angeben, keinen ausreichenden Zu-

gang zum ÖPNV zu haben. Gerade dort müsste der ÖPNV 

so ausbaut werden, dass die Menschen die öffentlichen 

Verkehrsmittel als Alternative wahrnehmen, denn wenn der 

ÖPNV gar keine Alternative darstellt, ist auch der Fahrpreis 

nicht relevant. 

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Dennis Gaus, Doktorand in der Abteilung Energie, 

Verkehr und Umwelt im DIW Berlin

INTERVIEW

„Wenn der öffentliche Nahverkehr 
unzuverlässig ist, ist auch 
der Fahrpreis nicht relevant“
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2023 | Emanuele Albarosa, Benjamin Elsner

Forced Migration and Social Cohesion: Evidence from the 2015/16 
Mass Inflow in Germany

A commonly expressed concern about immigration is that it undermines social cohesion 

in the receiving country. In this paper, we study the impact of a large and sudden inflow 

of asylum seekers on several indicators of social cohesion. In 2015/16, over one million 

asylum seekers from Syria, Afghanistan, and elsewhere arrived in Germany. Anecdotal 

evidence suggests that this inflow changed the public opinion on hosting asylum seekers, 

from being highly welcoming to fairly negative within a few months. Using individual- and 

county-level panel data, we test whether the evidence supports this apparent shift in 

attitudes. In a difference-in-differences design, we compare the attitudes of individuals in areas with large 

vs. small local inflows before and after the inflow. In individual survey data, we find mixed evidence of an 

impact on social cohesion. In a representative sample, we find no evidence that the inflow undermined social 

 cohesion, except for a negative effect on donations to charity. In areas with high vote shares for the populist 

party AfD, we find that the inflow led to greater anti-immigrant sentiment and a greater concern about crime. 

We also show that areas with larger increases in the number of asylum seekers experienced a significant 

 increase in anti-immigrant violence, which lasted for about two years before returning to its pre-inflow level. 

This effect was larger in areas with higher unemployment and greater support for AfD.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

SOEP Papers Nr. 1184 

2023 | Ansgar Hudde, Marita Jacob

There’s More in the Data! Using Month­Specific Information to 
Estimate Changes Before and After Major Life Events

Sociological research is increasingly using panel data to examine changes in diverse 

outcomes over life course events. Most of these studies have one striking similarity: they 

analyse changes between yearly time intervals. In this paper, we present a simple but 

effective method to model such trajectories more precisely using available data. The 

approach exploits month-specific information regarding interview and life-event dates. 

Using fixed effects regression models, we calculate monthly dummy estimates around life 

events and then run nonparametric smoothing to create smoothed monthly estimates. 

We test the approach using Monte Carlo simulations and SOEP data. Monte Carlo simulations show that the 

newly proposed smoothed monthly estimates outperform yearly dummy estimates, especially when there is 

rapid change or discontinuities in trends at the event. In the real data analyses, the novel approach reports an 

amplitude of change that is roughly twice as large amplitude of change and greater gender differences than 

yearly estimates. It also reveals a discontinuity in trajectories at bereavement, but not at childbirth. Our pro-

posed method can be applied to several available data sets and a variety of outcomes and life events. Thus, 

for research on changes around life events, it serves as a powerful new tool in the researcher’s toolbox.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 
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SOEP Papers Nr. 1185 

2023 | Christian Merkl, Timo Sauerbier

Public Employment Agency Reform, Matching Efficiency, and 
German Unemployment

Our paper analyzes the role of public employment agencies in job matching, in particular 

the effects of the restructuring of the Federal Employment Agency in Germany (Hartz III 

labor market reform) for aggregate matching and unemployment. Based on two microeco-

nomic datasets, we show that the market share of the Federal Employment Agency as job 

intermediary declined after the Hartz reforms. We propose a macroeconomic model of the 

labor market with a private and a public search channel and fit the model to various dimen-

sions of the data. We show that direct intermediation activities of the Federal Employment 

Agency did not contribute to the decline in unemployment in Germany. By contrast, improved activation 

of unemployed workers reduced unemployed by 0.8 percentage points. Through the lens of an aggregate 

matching function, more activation is associated with a larger matching effciency.

www.diw.de/publikationen/soeppapers 

Discussion Papers Nr. 2033 

2023 | Gökhan Ider, Alexander Kriwoluzky, Frederik Kurcz, Ben Schumann

The Energy­Price Channel of (European) Monetary Policy

This study examines whether central banks can combat inflation that is caused by 

rising energy prices. By using a high-frequency event study and a Structural Vector 

Autoregression, we find evidence that the European Central Bank (ECB) and the Federal 

Reserve (Fed) are capable of doing so by affecting domestic and global energy prices. 

This “energy-price channel” of monetary policy plays an important role in the transmission 

mechanism of monetary policy. As many major sources of energy, such as oil, are priced in 

dollars, fluctuations in the domestic exchange rate vis-a-vis the dollar crucially shapes the 

transmission of monetary policy to energy prices. On the one hand an appreciation of the 

euro against the dollar lowers local energy prices (in euro) through cheaper imports. On the other hand lower 

import prices raise energy demand and thereby increase global energy prices (in dollars). Our counterfactual 

analysis demonstrates that both effects are present, but the latter effect is stronger than the former.
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2023 | Xi Sun

The Role of Carbon Pricing in Promoting Material Recycling:  
A Model of Multi­Market Interactions

Recycling of raw material can make a significant contribution to achieving climate neutral-

ity by 2050. Carbon pricing can encourage material recycling by making it more competi-

tive with waste incineration and primary material production. However, accounting for the 

interactions among different markets in a theoretical model, this paper finds that carbon 

pricing on material manufacturing alone does not necessarily promote material recovery, 

if the derived demand for material is elastic, the supply of primary materials inelastic, and 

the emission intensity for recycling relatively high. In contrast, extending the scope of this 

policy to the waste sector guarantees a positive effect of carbon pricing on material recovery, together with a 

strengthened effect on emission mitigation. Using a numerical simulation on plastic waste, this paper shows 

that implementing carbon pricing on both sources is able to save 37% of CO2e emissions, compared to a poli-

cy with a limited scope on production saving 10% less. It is important to consider the full range of impacts and 

interactions when designing climate policy to ensure that it effectively delivers the objectives for both climate 

mitigation and circular economy.
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Contracting Matters: Hedging Producers and Consumers with a 
Renewable Energy Pool

Renewable energy installations are rapidly gaining market share due to falling technol-

ogy costs and supportive policies. Meanwhile, the energy price crisis resulting from the 

Russian-Ukrainian war has shifted the energy policy debate toward the question of how 

consumers can benefit more from the low and stable generation costs of renewable elec-

tricity. Here we suggest a Renewable Pool (“RE-Pool”) under which the government passes 

the conditions of Contracts-for-Difference on to consumers who thereby benefit from reli-

ably low-cost electricity supply. We assess the effect on financing costs, scale, and system 

friendliness of wind investments, as well risk hedging for consumers’ volume risks and hedging incentives.
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Die Kommunen sind vielleicht der wichtigste Grund, wieso 

Deutschland immer wieder Krisen besser bewältigt als viele 

vergleichbare Länder – sei es bei der Integration von Geflüch-

teten, in der Energiekrise oder in der Pandemie. Die Diskrepanz 

zwischen der Bedeutung dieser Aufgaben und der finanziellen 

Ausstattung der Kommunen wird jedoch immer größer. Dies 

muss sich dringend ändern, damit Deutschland nicht nur Krisen 

gut bewältigt, sondern auch den Wohlstand bewahrt.

Der Föderalismus ist eine der großen Stärken unserer Demo-

kratie. Das Konzept der Subsidiarität bedeutet, dass möglichst 

viele Entscheidungen vor Ort von denjenigen getroffen wer-

den, die direkt betroffen sind und die Kompetenzen haben. Dies 

hat viele Jahrzehnte in Deutschland gut funktioniert. Auch ak-

tuell zeigt sich: Die Kommunen kümmern sich hervorragend um 

mehr als eine Million Geflüchtete aus der Ukraine. Allerdings 

geraten sie dabei an ihre Kapazitätsgrenzen.

Die Kommunen sind auch die Grundlage für wirtschaftlichen 

Erfolg und Wohlstand. Knapp die Hälfte aller öffentlichen Inves-

titionen in Deutschland wird von den Kommunen getätigt. Sie 

stellen einen großen Teil der Infrastruktur für Schulen, Verkehr, 

Energie- und Wassernetze, Krankenhäuser und Pflegeein-

richtungen bereit. Ohne diese Grundversorgung könnte kein 

Unternehmen seine Produktion aufbauen und Arbeitsplätze 

schaffen. Gerade deswegen ist es wichtig, dass die Kommunen 

nicht gezwungen sind, Mittel an falscher Stelle zu sparen.

Aber die Diskrepanz zwischen Verantwortung und  finanzieller 

Ausstattung war nie größer als heute. Knapp 30 Prozent 

aller Kommunen sind derzeit überschuldet und können nicht 

mehr selbstständig entscheiden. Der Grund dafür liegt nicht 

in Feh lern der Kommunen – so ein häufig geäußerter Vorwurf. 

Sondern er liegt in fehlenden Geldern und einer zu gerin-

gen Autonomie. Probleme verursachen fast ausschließlich hohe 

Sozialausgaben, zu denen die Kommunen verpflichtet sind.

Diese Probleme sind auch deshalb größer geworden, weil 

Krisen die finanzschwachen Kommunen dauerhaft geschwächt 

haben. Und auch wegen eines Unterbietungswettbewerbs bei 

der Gewerbesteuer – eine der wenigen Stellschrauben, mit 

 denen Kommunen ihre Steuereinnahmen verändern können. 

So schaffen es finanzstärkere Kommunen häufig, Unternehmen 

mit dem Versprechen einer geringeren Gewerbesteuer anzu-

ziehen. Bessere Schulen, Krankenhäuser und Infrastruktur zu-

sammen mit erfolgreichen Unternehmen und guten Arbeitsplät-

zen ziehen zudem auch junge und gut ausgebildete Menschen 

an. Schwächere Kommunen haben diesen Spielraum nicht und 

geraten damit häufig in einen Teufelskreis.

Schon vor acht Jahren hat die unabhängige Expertenkommis-

sion zur Stärkung von Investitionen in Deutschland eine bes-

sere Ausstattung der Kommunen vorgeschlagen. Seitdem ist 

wenig passiert. Wenn die Politik den wirtschaftlichen  Wohlstand 

sichern will, muss sie diesen Fehler korrigieren. Erstens müs-

sen Kommunen mehr gleichwertige Voraussetzungen bei der 

Finanzierung erhalten, was eine Reform des Bund-Länder- 

Finanzausgleichs und eine Begrenzung des Steuerwettbewerbs 

erfordert. Dies werden reiche Bundesländer nicht gerne hören. 

Aber es muss auch in ihrem Interesse sein, dass Deutschland 

als Ganzes wirtschaftlich erfolgreich ist. Zweitens benötigen 

Kommunen mehr Autonomie bei ihren Finanzentscheidungen. 

Dazu müssen überschuldete Kommunen komplett entschuldet 

werden. Bundesländer wie Hessen haben vorgemacht, dass 

dies möglich ist. 

Die dritte Reform betrifft eine höhere Effizienz bei den Kommu-

nen. Viele Kommunen sind zu klein oder haben nicht die not-

wendige Expertise, um große Bauprojekte umzusetzen. Daher 

benötigt es mehr und stärkere gemeinsame Institutionen auf 

regionaler Ebene, um Kompetenzen zu schaffen. Der Föderalis-

mus ist Grundlage für den wirtschaftlichen Erfolg Deutschlands. 

So wie er jedoch zurzeit funktioniert, wird er zur Schwäche, 

die die Kommunen hindert, Krisen zu bewältigen und ihre Auf-

gaben der Daseinsfürsorge zu erfüllen. Die Lösungen liegen auf 

der Hand. Aber wird die Politik den Willen dafür aufbringen?

Dieser Beitrag ist am 25. März in der Augsburger Allgemeinen erschienen.

Marcel Fratzscher ist Präsident des DIW Berlin. 

Der Kommentar gibt die Meinung des Autors wieder.

Die Kommunen benötigen mehr 
Unterstützung

MARCEL FRATZSCHER
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